
URTEIL VOM 22. 9. 1988 — RECHTSSACHE 159/86 

URTEIL DES GERICHTSHOFES (Dritte Kammer) 
22. September 1988 * 

In der Rechtssache 159/86 

Michele Canters, Bediensteter der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
bei der Forschungsanstalt Ispra der Gemeinsamen Forschungsstelle, Prozeßbevoll­
mächtigter: Rechtsanwalt Giuseppe Marchesini, zugelassen bei der Corte di Cassa­
zione der Italienischen Republik, Zustellungsbevollmächtigter: Rechtsanwalt Vic­
tor Biel, 18 A, rue des Glacis, Luxemburg 

Kläger, 

gegen 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch Marie Wolfcarius, 
Juristischer Dienst der Kommission, als Bevollmächtigte, Beistand: Rechtsanwalt 
Aloyse May, Luxemburg, Zustellungsbevollmächtigter: Georgios Kremlis, Juristi­
scher Dienst der Kommission, Jean-Monnet-Gebäude, Luxemburg-Kirchberg, 

Beklagte, 

wegen Aufhebung der Weigerung, dem Kläger ab 4. Mai 1978 die Expatriierungs-
zulage zu zahlen, 

erläßt 

DER GERICHTSHOF (Dritte Kammer) 

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten J. C. Moitinho de Almeida, der Rich­
ter U. Everling und Y. Galmot, 

Generalanwalt: Marco Darmon 
Kanzler: H. A. Rühl, Hauptverwaltungsrat 

* Verfahrenssprache: Italienisch. 
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aufgrund des Sitzungsberichts und auf die mündliche Verhandlung vom 20. April 
1988, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 31. Mai 
1988, 

folgendes 

Urteil 

1 Herr Michele Canters, Bediensteter der Kommission der Europäischen Gemein­
schaften, hat mit Klageschrift, die am 1. Juli 1986 bei der Kanzlei des Gerichtsho­
fes eingegangen ist, Klage erhoben auf Aufhebung der Entscheidung der Kommis­
sion vom 1. April 1986, durch die seine Beschwerde, mit der er die Gewährung 
der Expatriierungszulage ab 4. Mai 1978 verlangt hatte, zurückgewiesen wurde. 

2 Der Kläger ist deutscher Staatsangehöriger und seit 27. Oktober 1975 im Dienst 
der Forschungsanstalt Ispra der Gemeinsamen Forschungsstelle. Am 12. März 1985 
stellte er einen Antrag auf Gewährung der Expatriierungszulage gemäß Artikel 4 
des Anhangs VII des Beamtenstatuts vom 4. Mai 1978 an; an diesem Tag ist die 
Verordnung Nr. 912/78 (ABl. L 119, S. 1) in Kraft getreten, mit der diese Zulage 
eingeführt wurde. Die Kommission gewährte die beantragte Zulage, jedoch erst ab 
1. März 1985, dem Monat der Einreichung des Antrags. 

3 Mit Entscheidung vom 1. April 1986 wies die Kommission die vom Kläger gemäß 
Artikel 90 Absatz 2 des Beamtenstatuts eingelegte Beschwerde zurück. 

4 Wegen weiterer Einzelheiten des Sachverhalts, des Verfahrens und des Vorbrin­
gens der Parteien wird auf den Sitzungsbericht verwiesen. Der Akteninhalt wird im 
folgenden nur insoweit wiedergegeben, als die Begründung des Urteils dies erfor­
dert. 
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Zur Zulässigkeit 

5 Die Kommission macht die Unzulässigkeit der Klage mit der Begründung geltend, 
daß die Beschwerde nach Ablauf der Frist des Artikels 90 Absatz 2 des Beamten­
statuts eingelegt sei. Sie vertritt hierzu die Auffassung, daß die Gehaltsabrechnun­
gen von Mai 1978 bis Februar 1985, die die Expatriierungszulage nicht enthalten 
hätten, als beschwerende Maßnahmen zu betrachten seien und die Zurückweisung 
der Beschwerde sich darauf beschränkt habe, die in den Gehaltsabrechnungen ent­
haltenen früheren Entscheidungen über die Ablehnung dieser Zulage zu bestätigen. 
Sie fügt hinzu, daß der Kläger sich jetzt nicht auf eine Unregelmäßigkeit berufen 
könne, die vorliegend nur die unmittelbare Folge seines untätigen Verhaltens sei. 

6 Es ist daran zu erinnern, daß nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofes, 
zuletzt im Urteil vom 15. Juni 1976 in der Rechtssache 1/76 (Wack/Kommission, 
Slg. 1976, 1017), die Übermittlung der monatlichen Gehaltsabrechnung die Frist 
für die Klage gegen eine Verwaltungsentscheidung in Lauf setzt, wenn die Exi­
stenz dieser Entscheidung aus diesem Beleg ohne weiteres ersichtlich ist. 

7 Diese Voraussetzung ist vorliegend nicht gegeben. Das Fehlen der Expatriierungs­
zulage in den monatlichen Gehaltsabrechnungen des Klägers bedeutete nicht not­
wendigerweise, daß die Kommission ihm einen Anspruch darauf aberkannte. Wie 
die Kommission übrigens in ihrer Klagebeantwortung eingeräumt hat, erfuhr sie 
erst durch den entsprechenden Antrag des Klägers, daß er die Voraussetzungen 
für die Gewährung der Zulage erfüllte. 

s Hieraus ergibt sich, daß die Weigerung der Kommission vom 1. April 1986, dem 
Antrag des Klägers zu entsprechen, die diesen beschwerende Maßnahme darstellt. 
Da die Beschwerde gegen diese Entscheidung innerhalb der Frist des Artikels 90 
Absatz 2 des Beamtenstatuts eingelegt wurde, ist die von der Kommission erho­
bene Einrede der Unzulässigkeit zurückzuweisen. 

Zur Begründetheit 

9 Der Kläger macht geltend, daß er aufgrund seiner Staatsangehörigkeit und seines 
Dienstortes die objektiven Voraussetzungen erfülle, von denen Artikel 4 Absatz 2 
des Anhangs VII des Beamtenstatuts die Gewährung der Expatriierungszulage ab-
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hängig mache. Da der Kommission aber bekannt gewesen sei, daß vorliegend diese 
Voraussetzungen erfüllt seien, habe sie die Zulage bei deren Einführung automa­
tisch zahlen müssen, ohne daß ein Antrag des Klägers erforderlich gewesen sei. 
Die zurückweisende Entscheidung der Kommission vom 1. April 1986 stelle daher 
eine Verletzung des Artikels 62 des Beamtenstatuts und des Artikels 16 seines An­
hangs VII dar, da diese Zulage als Bestandteil der Dienstbezüge, auf die der Be­
amte nicht verzichten könne, die Rechtsnatur eines unverjährbaren Anspruchs 
habe. 

io Die Kommission macht geltend, daß anläßlich der 1978 erfolgten Revision des 
Beamtenstatuts ihre Dienststellen alle Beamten zweimal auf die Einführung der 
Expatriierungszulage aufmerksam gemacht hätten; es sei daher Sache des Klägers 
gewesen, seinen Anspruch auf Gewährung dieser Zulage mitzuteilen. Zur Stützung 
ihrer Auffassung verweist sie auf die Rechtsprechung des Gerichtshofes, wonach 
man die Lage einer Verwaltung, die mit der Zahlung von Tausenden von Dienst­
bezügen und Zulagen betraut sei und die einen Fehler begangen habe, nicht mit 
der des Beamten vergleichen könne, der ein persönliches Interesse an der Überprü­
fung seiner monatlichen Dienstbezüge habe. Im übrigen könne der Anspruch auf 
die Expatriierungszulage nicht als unverjährbar angesehen werden, da diese, 
ebenso wie andere Zulagen, jedem Beamten entzogen werden könne, der die Vor­
aussetzungen für ihre Gewährung nicht mehr erfülle. 

ii Es ist darauf hinzuweisen, daß gemäß Artikel 4 Absatz 2 des Anhangs VII des 
Beamtenstatuts Beamten, die die Staatsangehörigkeit des Staates, in dessen Ho­
heitsgebiet der Ort ihrer dienstlichen Verwendung liegt, nicht besitzen und nicht 
besessen haben, jedoch die Bedingungen für die Gewährung der Auslandszulage 
nicht erfüllen, Anspruch auf eine Expatriierungszulage haben, die gleich dem vier­
ten Teil der Auslandszulage ist. Es steht fest, daß der Kläger, der deutscher Staats­
angehöriger ist, im Augenblick seines Dienstantritts aber seinen Wohnsitz in Italien 
hatte, die Expatriierungszulage beanspruchen konnte. 

i2 Ferner ist hervorzuheben, daß keine Bestimmung des Beamtenstatuts von den Be­
troffenen verlangt, daß sie einen Antrag einreichen, um den Anspruch auf die Ex­
patriierungszulage zu erwerben, da dieser Anspruch entsteht, sobald die Voraus­
setzungen der erwähnten Vorschrift erfüllt sind. 

n Das Beamtenstatut sieht schließlich keine Verjährungsfrist für den Anspruch auf 
Zahlung einer solchen Zulage vor. 
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u Hieraus ergibt sich, daß die angefochtene Entscheidung dadurch, daß mit ihr die 
Zahlung der Expatriierungszulage abgelehnt wurde, die der Kläger seit Mai 1978 
beanspruchen kann, Artikel 4 Absatz 2 des Anhangs VII des Beamtenstatuts ver­
letzt hat und daher aufzuheben ist. 

Kosten 

is Gemäß Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei zur Tra­
gung der Kosten zu verurteilen. Da die Kommission mit ihrem Vorbringen unter­
legen ist, sind ihr die Kosten aufzuerlegen. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF (Dritte Kammer) 

für Recht erkannt und entschieden: 

1) Die Entscheidung der Kommission vom 1. April 1986, mit der dem Kläger die 
Zahlung der Expatriierungszulage für die Zeit vom 4. Mai 1978 bis zum 30. 
April 1985 verweigert wurde, wird aufgehoben. 

2) Die Kommission trägt die Kosten des Verfahrens. 

Moitinho de Almeida Everling Galmot 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 22. September 1988. 

Der Kanzler 

J.-G. Giraud 

Der Präsident der Dritten Kammer 

J. C. Moitinho de Almeida 

4874 


